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Einleitung

Einführung und Ziel der Arbeit

Die zentrale Figur jeder größeren Hauptversammlung stellt der Hauptver-
sammlungsleiter dar.1 Von seinem „diplomatischen“ Geschick und seinem
Fingerspitzengefühl hängt der erfolgreiche Ablauf einer Hauptversamm-
lung entscheidend ab.2 Obwohl dies so ist, enthält das Gesetz zu seiner
rechtlichen Stellung praktisch keine Regelungen.3

Zu den Aufgaben und Befugnissen hat der BGH schon 1965 das Dog-
ma aufgestellt, dass der Hauptversammlungsleiter „für die sachgemäße
Erledigung ihrer Geschäfte [gemeint der Hauptversammlung] zu sorgen“
habe und er dazu „alle Rechte [hat], die er braucht, um einen ordnungs-
mäßigen Ablauf der Hauptversammlung herbeizuführen“.4 Dieses Dogma
wurde vom Schrifttum vollständig rezipiert.5

In der darauf folgenden Zeit wurden für einzelne besonders neuralgi-
sche Problemkreise Einzellösungen entwickelt, etwa zur Abberufung6, der
Beachtung von Stimmverboten7 oder der Einschaltung von Hilfsperso-
nen8. Ein widerspruchsfreies Legitimationskonzept, das insbesondere das
Verhältnis zur Hauptversammlung darstellen und erklären kann sowie zu-
gleich aufzeigt, wie die Befugnisse des Versammlungsleiters gegenüber
der Hauptversammlung abzugrenzen bzw. ob die Aufgaben und Befugnis-
se satzungs- oder geschäftsordnungsresistent sind, wurde nicht entwickelt.

Kapitel 1.

§ 1

1 von der Linden, NZG 2013, 208 ff. Nachfolgend wird der HVL mitunter auch als
„Versammlungsleiter“ bzw. „Vorsitzender“ bezeichnet.

2 Theusinger/Schilha, BB 2015, 131; Ek, Praxisleitfaden HV, 32018, Rn. 3 spricht gar
von „Kunst“.

3 Näher hierzu unter § 4 A., S. 45 ff.
4 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,

BGHZ 44, 245, 248.
5 Stellvertretend MüKo-AktG/Kubis, § 119 Rn. 121 m.w.N.
6 Ausführlich hierzu etwa Butzke, ZIP 2005, 1164 ff.; Falkenhausen/Kocher, BB

2005, 1068 ff.
7 MüKo-AktG/Kubis, § 119 Rn. 160 m.w.N.; vgl. auch Schäfer, in: FS Hommelhoff,

S. 939, 954 ff.
8 Ausführlich hierzu Kocher/Feigen, NZG 2015, 620 ff.
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Ungeklärt geblieben ist auch, in welchem Rechtsverhältnis der Hauptver-
sammlungsleiter zur Aktiengesellschaft steht. Bedeutsam ist dies vor al-
lem für die jüngst diskutierte Frage, ob und inwieweit dieser für Verfah-
rensfehler persönlich haftet.9

Ziel der Arbeit ist es, die rechtliche Stellung des Hauptversammlungs-
leiters möglichst einheitlich und umfassend zu beschreiben und in ein für
die Praxis taugliches Legitimationskonzept einzubinden, das die wesentli-
chen Rechtsfragen zur Versammlungsleitung lösen kann. Ein Schwerpunkt
der Betrachtung soll dabei auf der Frage der persönlichen Haftung liegen.

Der Versammlungsleiter in Rechtsprechung und Praxis

Das Grundsatzurteil des BGH zur Versammlungsleitung vom
11.11.1965

Überblick über den Sachverhalt und die Entscheidungsgründe

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zur Versammlungsleitung be-
ginnt mit einem Urteil vom 11.11.1965, das wegen seiner Bedeutung an
dieser Stelle ausführlicher dargestellt werden soll.10 Dem Urteil lag nach-
folgender Sachverhalt zugrunde:

Der Kläger, ein Streuaktionär der Beklagten, wehrte sich gegen zwei
Ordnungsmaßnahmen des Versammlungsleiters, die zunächst in einer Re-
dezeitbeschränkung bestanden und schließlich in einem Ausschluss des
Klägers von der Hauptversammlung mündeten. Verfahrenstechnisch ergab
sich die Besonderheit, dass der Versammlungsleiter die Maßnahmen zwar
selbst aussprach, aber zuvor die Hauptversammlung über die entsprechen-
den Maßnahmen abstimmen ließ bzw. eine Meinungsbefragung dazu
durchführte. Gegen diese „Beschlüsse“ setzte sich der Kläger zur Wehr.

§ 2

A.

I.

9 LG Ravensburg, Urteil v. 08.05.2014, 7 O 51/13 KfH 1 = BeckRS 2014, 10301,
NZG 2014, 1233 ff.; Marsch-Barner, in: FS Brambring, S. 267, 267 ff., 281; von
der Linden, NZG 2013, 208 ff.; Drinhausen/Marsch-Barner, AG 2014, 757,
766 ff.; Theusinger/Schilha, BB 2015, 131 ff.; Schürnbrand, NZG 2014, 1211 ff.;
Poelzig, AG 2015, 476 ff.; Bachmann, EWiR 2000, 157 f.; von der Linden, EWiR
2014, 551 f.

10 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245 ff.
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Zugleich griff er die nach seinem Ausschluss von der Hauptversammlung
gefassten Sachbeschlüsse an.11

Die verfahrenstechnische Besonderheit löst der BGH zunächst dadurch
auf, dass die Ordnungsmaßnahmen nicht durch Hauptversammlungsbe-
schlüsse, sondern vielmehr in eigener Verantwortung durch den Versamm-
lungsleiter angeordnet worden seien. Die Nichtigkeits- und Anfechtungs-
klage sei deshalb insofern schon nicht statthaft.12 Zur Begründung setzt
sich der BGH erstmals mit der Aufgabe und den Befugnissen des Ver-
sammlungsleiters auseinander. Der BGH stellt dazu zunächst fest, dass der
Versammlungsleiter für die Beschränkung der (weiteren) Redezeit zustän-
dig gewesen sei.13 Anschließend geht er noch einen Schritt weiter und
konstatiert, dass der Leiter einer Hauptversammlung für die sachgemäße
Erledigung ihrer Geschäfte zu sorgen habe.14 Die entscheidende Schluss-
folgerung des BGH ist sodann, dass sich aus dieser Aufgabe die Befugnis-
se und ihre Grenzen ergeben würden,15 denn die sachgerechte Leitung und
Durchführung einer Hauptversammlung erfordere eine Ordnung, die man-
gels gesetzlicher Regelung durch den Zweck der Hauptversammlung be-
stimmt werde, die Tagesordnung abzuwickeln.16 Der Versammlungsleiter
müsse daher auch berechtigt sein, die hierzu notwendigen Maßnahmen zu

11 Die Sachbeschlüsse bestanden in der Entlastung des Vorstands und des Aufsichts-
rats, der Wiederwahl bestimmter Aufsichtsratsmitglieder, einer Nachwahl in den
Aufsichtsrat sowie der Bestellung eines Abschlussprüfers.

12 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, 249 f.

13 Die Beschränkung des Frage- und Rederechts ist durch das Gesetz zur Unterneh-
mensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts (UMAG) seit dem
01.11.2005 in § 131 Abs. 2 S. 2 AktG geregelt. Danach kann die Satzung oder die
GO (gemäß § 129 AktG) den VL dazu ermächtigen, Frage- und Redezeitbeschrän-
kungen anzuordnen. Auch vor Inkrafttreten des UMAG waren solche Maßnahmen
– jedenfalls Beschränkungen der Redezeit – anerkannt, vgl. stellvertretend MüKo-
AktG/Kubis, § 119 Rn. 162 (Fn. 563) m.w.N.

14 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, 248; LG Frankfurt, Urteil v. 22.02.1984, 3/9 O 123/83 = AG 1984,
192 = WM 1984, 502, ZIP 1984, 321, 324.

15 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, 248.

16 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, 252.
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ergreifen.17 Eine weitere Präzisierung der Aufgabe des Versammlungslei-
ters nimmt der BGH allerdings nicht vor.

Hinsichtlich der verfahrensrechtlichen Besonderheit, dass der Ver-
sammlungsleiter die Ordnungsmaßnahmen erst nach Befragung der
Hauptversammlung ergriffen habe, führt der BGH vertiefend aus, dass es
zweifelhaft sei, ob der Leiter einer Hauptversammlung seine Entschei-
dungsbefugnis in Fragen der Versammlungsleitung punktuell auf die
Hauptversammlung delegieren könne,18 namentlich, ob die Zuständig-
keitsbeschränkung der Hauptversammlung auf die ihr im Gesetz oder in
der Satzung übertragenen Fälle (§ 103 AktG i.d.F. v. 1937) auch für ver-
sammlungsleitende Maßnahmen gelte, für die das Aktiengesetz keine Vor-
schriften bereithalte. Selbst wenn diese Frage zu verneinen sei, müsse als
weitere Voraussetzung hinzukommen, dass der Versammlungsleiter die
Verantwortung für die ihm obliegenden Entscheidungen übertragen könne.
Jedenfalls im konkreten Fall brauche die Frage nicht entschieden zu wer-
den, da der Versammlungsleiter keinen bindenden Beschluss der Haupt-
versammlung eingeholt, sondern lediglich eine unverbindliche Meinungs-
befragung durchgeführt habe. Zwar habe er das Ergebnis der Meinungsbe-
fragung bei seiner Entscheidungsfindung berücksichtigt, allerdings sei die
Entscheidung gleichwohl in eigener Verantwortung getroffen worden, so
dass eine (echte) Entscheidungsdelegation nicht vorliege. Ein solcher Be-
schluss, der lediglich verhandlungsleitenden und geschäftsordnenden In-
halt habe, unterliege nicht der Anfechtungs- und Nichtigkeitsklage. Zur
Begründung führt der BGH aus, dass ein solcher Beschluss nur für die
Dauer der Hauptverhandlung Wirkung entfalte und in ihr bereits vollstän-
dig ausgeführt werde. Da er mit Beendigung der Hauptversammlung seine
maßgebende Bedeutung verliere, bedürfe es einer nachträglichen Kontrol-
le im Wege der Anfechtungs- und Nichtigkeitsklage nicht.19

Weiter führt der BGH aus, dass die Beschränkung des Rederechts oder
die Ausschließung eines Aktionärs zu den Befugnissen des Versamm-

17 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, 248; so bereits Barz, AG 1962, Sonderbeilage I/62, 1, 3.

18 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, 249. Näher zur Zulässigkeit einer Entscheidungsdelegation unter
§ 13 B II 2 b), S. 275 ff.

19 Zu diesem Absatz BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 =
WM 1965, 1207, BGHZ 44, 245, 249 f.
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lungsleiters zählen.20 Dogmatische Grundlage für eine Ausschließung ei-
nes Aktionärs sei dabei aber nicht ein Notwehrrecht21 oder das Haus-
recht22, vielmehr ergebe sich dies unmittelbar aus seiner Aufgabe, die Ver-
sammlung zu leiten.23

Die zu beachtenden Grenzen präzisiert der BGH dahin gehend, dass der
Leiter einer Hauptversammlung bei den Maßnahmen, die er zur Erfüllung
seiner Aufgaben ergreift, den Grundsatz der gleichmäßigen Behandlung
aller Aktionäre zu beachten habe.24 Zu tiefgreifenden Eingriffen sei der
Versammlungsleiter (nur) berechtigt, wenn die von einem oder mehreren
Aktionären ausgehende Störung nicht auf andere Weise behoben werden
könne. Anders als das Berufungsgericht, das sich auf den Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit gestützt hatte, tendiert der BGH auch insofern zur
Herleitung aus der Aufgabe des Versammlungsleiters; sie ermächtige ihn,
alles zu unternehmen, was zur Gewährleistung eines ordentlichen Haupt-
versammlungsablaufs erforderlich sei. Dabei sei zu berücksichtigen, dass
der Aktionär einen erheblichen Teil seiner Mitgliedschaftsrechte nur wäh-
rend der Hauptversammlung ausüben könne und gerade Redezeitbeschrän-
kungen, Wortentzug und Saalverweisung zu einer spürbaren Beschrän-
kung der Mitgliedschaftsrechte führten. Das werde besonders deutlich im
Fall des Saalverweises, da der ausgeschlossene Aktionär seinen Stand-
punkt nicht mehr erläutern und auch sein Stimmrecht nicht mehr ausüben
könne. Der Ausspruch derartiger (Ordnungs-)Maßnahmen sei daher an
strenge Voraussetzungen geknüpft.25

20 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, 247, 251.

21 Hierzu näher unter § 4 B II 1., S. 53 f.
22 Hierzu näher unter § 4 B II 1., S. 53 f.
23 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,

BGHZ 44, 245, 251; Kuhnt, in: FS Lieberknecht, S. 45, 48 f.; Kuhn, WM 1966, 50,
57.

24 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, 255; LG Frankfurt, Urteil v. 22.02.1984, 3/9 O 123/83 = AG 1984,
192 = WM 1984, 502, ZIP 1984, 321, 324.

25 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, 255.

A. Das Grundsatzurteil des BGH zur Versammlungsleitung vom 11.11.1965

29



Rechtliche Einordnung und Bewertung

Die Entscheidung ist in mehrfacher Hinsicht von besonderer Bedeutung
für die rechtliche Stellung des Hauptversammlungsleiters: Der BGH pos-
tuliert nämlich, dass dieser „alle Rechte [habe], die er brauch[t]e, um
einen ordnungsmäßigen Ablauf der Hauptversammlung herbeizufüh-
ren“.26 In der „sachgemäße[n] Erledigung ihrer Geschäfte [gemeint der
Hauptversammlung, Anm. des Verf. ]“ sieht er die Aufgabe des Hauptver-
sammlungsleiters. Er bezweifelt jedoch, „ob der Leiter einer Hauptver-
sammlung seine Entscheidungsbefugnis in Fragen der Versammlungslei-
tung punktuell auf die Hauptversammlung delegieren“ könne.27 Damit
deutet er an, es handle sich bei den Kompetenzen des Hauptversamm-
lungsleiters um originäre, also geschäftsordnungs- und satzungsfeste
Kompetenzen.28 Ferner thematisiert der BGH auch die Rechtsausübung
gegenüber Aktionären und spricht sich für eine Gleichbehandlung der Ak-
tionäre (nach Köpfen) aus.29 Beachtenswert ist schließlich die Feststel-
lung, dass „die Beschränkung der weiteren Redezeit eines Aktionärs und
die Verweisung eines Aktionärs aus dem Saal zur Zuständigkeit des Leiters
der Hauptversammlung“ gehören“.30

Diese Grundsatzentscheidung wurde in der Literatur, der weiteren
Rechtsprechung und der Praxis überwiegend kritiklos aufgenommen. Das
gilt insbesondere für die Verbindung der Aufgabe mit den Befugnissen des
Hauptversammlungsleiters.31 Die Entscheidung ist im Ansatz zu begrü-
ßen, sie enthält allerdings noch kein tragfähiges Konzept zur Beschrei-
bung der rechtlichen Stellung des Hauptversammlungsleiters, da insbeson-
dere die rechtliche Beziehung zur Hauptversammlung nicht hinreichend
deutlich wird. Besonders kritisch zu prüfen wird auch die implizit vom
BGH getroffene Aussage sein, es handle sich bei den Kompetenzen des
Hauptversammlungsleiters um originäre Befugnisse, die satzungs- und ge-

II.

26 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, Ls. 1. b).

27 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,
BGHZ 44, 245, 249.

28 Vgl. stellvertretend MüKo-AktG/Kubis, § 119 Rn. 6, 124 m.w.N.
29 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,

BGHZ 44, 245, 255.
30 BGH, Urteil v. 11.11.1965, II ZR 122/63 = NJW 1966, 43 = WM 1965, 1207,

BGHZ 44, 245, Ls. 1. a).
31 Vgl. stellvertretend MüKo-AktG/Kubis, § 119 Rn. 121 m.w.N.
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